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Fall 2 zum Staatshaftungsrecht

A und C sind seit längerer Zeit gut befreundet. Um diese Freundschaft nicht unbehaust zu lassen, planen sie den Erwerb eines Doppelhauses. Sie wenden sich an den Bauträger B, der gerade die Errichtung eines geeigneten Hauses auf einem seiner Grundstücke beabsichtigt. B stellt die Bauanträge, erhält die Baugenehmigungen und beginnt mit der Errichtung der Häuser.

Allerdings befindet sich die dem A zugedachte Hälfte auf einem Grundstücksteil, der früher zu einer Mülldeponie gehörte. Obwohl nach Zuschüttung der Deponie gelegentlich übelriechende Dämpfe austraten, hat die Gemeinde in Kenntnis dieser Tatsachen durch Ratsbeschluß einen Bebauungsplan erlassen, der dort ein Wohngebiet vorsieht. Der genehmigende Beamte hat von diesen Vorgängen allerdings keine Kenntnis und auch keinen Anlaß, in diese Richtung nachzuforschen. Dies trifft auch auf A, B und C zu. Kurz nach Fertigstellung dieser Haushälfte entdeckt B den Sachverhalt. Eine Untersuchung ergibt, daß die Dämpfe giftig sind und das Haus deshalb unbewohnbar ist.

B begehrt von der Gemeinde Ersatz der Kosten für Grundstück und Hausbau sowie den Gewinn, den er bei der Veräußerung an A erzielt hätte. Zu Recht?

Die dem C zugedachte Hälfte ist insoweit unbelastet, da sie außerhalb des früheren Deponiegeländes steht. Dafür gibt es ein anderes Problem: Das geplante Gebäude entspricht zwar der Baugenehmigung, aber diese ist fehlerhaft. Zum einen ist das Gebäude nicht hinreichend standfest. Zum anderen verstößt es gegen nachbarschützende Vorschriften der Bauordnung. Beide Fehler hat der  für die Genehmigung zuständige Beamte fahrlässig übersehen. B weiß nur, daß die Genehmigung in Hinsicht auf die nachbarrechtlichen Vorschriften möglicherweise rechtswidrig ist.

Die Fehler  rächen sich nun. Ein Teil des Rohbaus stürzt ein. Zudem geht Nachbar N, der erst jetzt von der Verletzung der nachbarschützenden Vorschriften Kenntnis hat, gegen das Haus vor: er legt Widerspruch ein. Die Behörde ordnet darauf hin die sofortige Vollziehung der Baugenehmigung an. Allerdings stellt das von N angerufene Verwaltungsgericht die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs wieder her. B, N und die Behörde einigen sich schließlich darauf, das die Hälfte unter Beachtung der nachbarschützenden Vorschriften fertiggestellt wird.

B begehrt nun von der Gemeinde Ersatz der Kosten, die wegen der mangelnden Standsicherheit entstanden sind, sowie Ersatz der Kosten, die dadurch entstanden sind, daß er auf die Rechtmäßigkeit der Baugenehmigung vertraut hat: Die Kosten der Umplanung, nutzlose Zinsaufwendungen, höhere Baukosten und Gewinnausfall. Zu Recht?
